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A. Problem und Regelungsbedürfnis

Das Rettungsdienstgesetz (RettDG) in der Fassung vom 22. April 1991 (GVBl. S. 217), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Februar 2020 (GVBl. S. 33), 
BS 2128-1, enthält in § 7 RettDG die organisatorischen Bestimmungen für die Inte
grierten Leitstellen. Nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 hat sie die Aufgabe, die europaeinheitli-
che Notrufnummer 112 sowie sonstige nichtpolizeiliche Notrufe entgegenzunehmen. 
Durch Artikel 4 Abs. 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produk-
te und Dienstleistungen (ABI. EU Nr. L 151 S. 70) werden die Mitgliedstaaten unter 
anderem dazu verpflichtet, zu gewährleisten, dass die Beantwortung von Notrufen an 
die einheitliche europäische Notfallrufnummer 112 „im Einklang mit den spezifischen 
Barrierefreiheitsanforderungen gemäß Anhang I Abschnitt V“ erfolgt.

Daneben erfordert die landesweite Einführung des Telenotarztes gesetzliche Rege-
lungen zur Planung, Übertragung und Finanzierung.

B. Lösung

Durch eine Ergänzung in § 7 RettDG wird die Richtlinie (EU) 2019/882 bezüglich 
der Notrufnummer 112 umgesetzt.

Durch die Einführung von Vorschriften zum Telenotarzt Rheinland-Pfalz werden 
die notwendigen Regelungen zur Versorgungsplanung, Leistungsübertragung und 
Finanzierung des Telenotarztsystems in das Rettungsdienstgesetz aufgenommen.

Die Regelungen berücksichtigen die Bevölkerungs- und Altersentwicklung.

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Das Land kommt durch die Änderung des Rettungsdienstgesetzes einer zwingenden 
europarechtlichen Verpflichtung nach, durch deren Umsetzung dem Land zusätz-
liche Kosten entstehen. Diese können allerdings zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
konkret beziffert werden.

Einerseits basierend auf Erfahrungswerten, andererseits angelehnt an die in der Bun-
desratsdrucksache 149/2/22 „konservativ geschätzten durchschnittlich 350 000 Euro 
pro Leitstelle“, lassen sich folgende Kostenbereiche für Investition und Betrieb in 
folgenden Bandbreiten schätzen. Diese Schätzung ist allerdings mit erheblichen Un-
sicherheiten verbunden.

Niedriger Kostenbereich: Ertüchtigung lediglich der zentralen Zuführung der 
Notrufe 110 und 112 der sieben Integrierten Leitstellen sowie fünf polizeilichen 
Führungszentralen inklusive Redundanzebene 1 000 000 Euro Investitionskosten, 
200 000 Euro Betriebskosten jährlich.

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

...tes Landesgesetz zur Änderung des Rettungsdienstgesetzes
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Hoher Kostenbereich: Ertüchtigung der sieben Integrierten Leitstellen sowie fünf 
polizeilichen Führungszentralen 4 200 000 Euro Investitionskosten, 840 000 Euro 
Betriebskosten jährlich.

Die Kostentragungspflicht des Landes ergibt sich aus § 11 Abs. 1 Satz 1 RettDG, wo-
nach das Land die Kosten für die technische Einrichtung der Leitstellen und deren 
Unterhaltung trägt. Für die Kommunen entstehen keine zusätzlichen Kosten.

Durch die Einführung des Telenotarztes in das Rettungsdienstgesetz entstehen dem 
Land durch das Telenotarztsystem keine zusätzlichen Kosten.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium des Innern und für Sport.
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Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz
Mainz, den 22. Januar 2025

An den 
Herrn Präsidenten
des Landtags Rheinland-Pfalz

55116 Mainz

Entwurf eines Dritten Landesgesetzes zur Änderung des 
Rettungsdienstgesetzes

Als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung 
beschlossenen Gesetzentwurf.

Ich bitte Sie, die Regierungsvorlage dem Landtag zur Bera
tung und Beschlussfassung vorzulegen.

Federführend ist der Minister des Innern und für Sport.

A l e x a n d e r  S c h w e i t z e r



Drucksache 18/11243	 Landtag Rheinland-Pfalz – 18. Wahlperiode

4

. . . t e s  L a n d e s g e s e t z 
zur Änderung des Rettungsdienstgesetzes

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Rettungsdienstgesetz in der Fassung vom 22. April 1991 
(GVBl. S. 217), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Februar 2020 (GVBl. S. 33), BS 2128-1, wird wie folgt 
geändert:

1.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 3 eingefügt:
	 „(3) Notarztdienst ist die Mitwirkung von Notärzten 

und Telenotärzten in der Notfallrettung. Notärzte sind 
Ärzte, die über besondere medizinische Kenntnisse, Fä-
higkeiten und Fertigkeiten für die Behandlung und den 
Transport von Notfallpatienten verfügen (Notarztqua-
lifikation). An Telenotärzte können darüber hinaus zu-
sätzliche Qualifikationsanforderungen gestellt werden 
(Telenotarztqualifikation). Die Telenotarztqualifika-
tion wird im Landesrettungsdienstplan festgelegt.“

b)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und Satz 1 erhält 
folgende Fassung:

	 „Arztbegleiteter Patiententransport ist, mit Ausnahme 
von Notfalltransporten, die Beförderung von Patien-
ten, die während der Beförderung aus medizinischen 
Gründen der Betreuung oder Überwachung durch ei-
nen Notarzt, Telenotarzt oder durch einen geeigneten 
Arzt bedürfen.“ 

c)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 5 und 6.

2.	 § 4 Abs. 7 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 9 wird der Schlusspunkt durch ein Kom-

ma ersetzt.
b)	 Folgende Nummer 10 wird angefügt:

„10.	die Telenotarztqualifikation.“

3.	 § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Die Leitstelle muss mit den notwendigen Fernmelde-
einrichtungen ausgestattet, ständig besetzt und erreich-
bar sein. Sie ist bis zum 28. Juni 2027 so auszustatten, 
dass sichergestellt ist, dass an die einheitliche europäische 
Notrufnummer 112 gerichtete Notrufe von der Leitstelle 
unter Verwendung derselben Kommunikationsmittel wie 
für den Eingang des Notrufs beantwortet werden. Hierzu 
bietet die Leitstelle als Kommunikationsmittel synchroni-
sierte Sprache und Text einschließlich Text in Echtzeit im 
Sinne des Artikels 3 Nr. 14 der Richtlinie (EU) 2019/882 
an. Bietet sie darüber hinaus Video als Kommunikations-
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mittel an, muss ein Gesamtgesprächsdienst im Sinne des 
Artikels 2 Nr. 35 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 
2018 über den europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (Neufassung) (ABI. EU Nr. L 321 S. 36) 
für die Beantwortung von Notrufen bereitgestellt werden. 
Sie muss ferner über eine informationstechnische Ausstat-
tung verfügen, die die Erstellung und Bearbeitung statis-
tischer Unterlagen insbesondere für die Prüfung der Ein-
haltung der Hilfeleistungsfrist und der Wartezeit nach § 8 
Abs. 2 ermöglicht.“

4.	 § 12 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	 „Zu den Betriebskosten zählen insbesondere die Kosten für 

den Ärztlichen Leiter Rettungsdienst (§ 10 Abs. 1 Satz 2) 
und die Personalkosten der gemeinsamen Geschäftsstelle 
für Qualitätssicherung im Rettungsdienst (§ 10 Abs. 5), 
die anteiligen Kosten für das Personal der Leitstellen (§ 11 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1), die Kosten für die Aus- und Fort-
bildung des nach § 22 Abs. 1 bis 7 eingesetzten Personals, 
die Kosten für die Notärzte (§ 22 Abs. 5), die Kosten für 
die Telenotärzte und deren Ausbildung und die Kosten 
für die Telenotarztzentralen, die Kosten für die Ärzte im 
Arztbegleiteten Patiententransport sowie die Kosten für 
die Einsätze im Rettungsdienst auch dann, wenn eine Be-
förderung nicht erfolgt ist (Fehlfahrten).“

5.	 § 13 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
	 „(1) Für die Fälle des § 12 Abs. 5, des § 23 Abs. 3, 4, 6 und 

8 sowie des § 27 Abs. 5 wird jeweils eine Schiedsstelle ge-
bildet. Die Schiedsstellen bestehen jeweils aus einem Vor-
sitzenden und
1.	 in den Fällen des § 12 Abs. 5 aus vier Vertretern der 

betroffenen Unternehmer sowie vier Vertretern der 
Kostenträger,

2.	 in den Fällen des § 23 Abs. 3, 4, 6 und 8 aus je zwei 
Vertretern des betroffenen Standortes, einem Vertreter 
der Krankenhausgesellschaft Rheinland-Pfalz e. V. und 
einem Vertreter der Landesärztekammer Rheinland-
Pfalz sowie vier Vertretern der Kostenträger,

3.	 in den Fällen des § 27 Abs. 5 aus vier Vertretern der 
betroffenen Unternehmer sowie vier Vertretern der 
Kostenträger.“

6.	 § 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
	 „(4) Der Fahrer eines Notarzt-Einsatzfahrzeuges ist dann 

fachlich geeignet, wenn er über die Voraussetzungen nach 
Absatz 3 Nr. 1 verfügt. Abweichend von Satz 1 kann die 
zuständige Behörde in begründeten und dokumentierten 
Fällen zur Sicherstellung der rettungsdienstlichen Versor-
gung auch Personen als Fahrer zulassen, die mindestens 
über die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 1 verfügen 
und eine 2 000 Stunden umfassende Tätigkeit im Notfall-
transport nachgewiesen haben.“

7.	 Dem § 23 werden folgende Absätze 7 und 8 angefügt:
	 „(7) Das für das Rettungswesen zuständige Ministerium 

legt im Rahmen einer überörtlichen Versorgungsplanung 
die Standorte für die Telenotarztzentralen an dafür geeig-
neten Einrichtungen fest. Die jeweils örtlich zuständige Be-
hörde für den Rettungsdienst überträgt auf der Basis dieser 
Festlegung den geeigneten Einrichtungen die Durchfüh-
rung des Telenotarztdienstes im Einvernehmen mit den 
Verbänden der Kostenträger durch öffentlich-rechtlichen 
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Vertrag. In den Vereinbarungen sind insbesondere die nä-
heren Einzelheiten der Gestellung der Telenotärzte, deren 
Dienstpläne und weitere Aufgaben zu regeln. Kommt eine 
Einigung mit den Verbänden der Kostenträger nicht zu-
stande, entscheidet das für das Rettungswesen zuständige 
Ministerium.

	 (8) In einer gesonderten Vereinbarung zwischen der mit 
der Durchführung des Telenotarztdienstes beauftragten 
Einrichtung und den Verbänden der Kostenträger wird 
die Höhe der durch die telenotärztliche Versorgung ent-
stehenden angemessenen und bedarfsgerechten Kosten, 
die durch die Kostenträger zu ersetzen sind, festgelegt. 
§ 12 findet entsprechende Anwendung.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeines 

Durch Artikel 4 Abs. 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte 

und Dienstleistungen (ABI. EU Nr. L 151 S. 70) werden die Mitgliedstaaten u.a. dazu 

verpflichtet, zu gewährleisten, dass die Beantwortung von Notrufen an die einheitliche 

europäische Notfallrufnummer 112 „im Einklang mit den spezifischen Barrierefreiheits-

anforderungen gemäß Anhang I Abschnitt V" erfolgt.  

Die Richtlinie (EU) 2019/882 fordert insoweit, dass die Mitgliedstaaten „Funktionen, 

Vorgehensweisen, Strategien und Verfahren sowie Änderungen" im Hinblick auf die 

Beantwortung von Notrufen von Menschen mit Behinderungen vorsehen. Zu einer an-

gemessenen Beantwortung dieser Notrufe zählt insbesondere auch die Beantwortung 

des Notrufs „unter Verwendung derselben Kommunikationsmittel wie für den Eingang 

des Notrufs".  

Auf der Grundlage des Artikels 31 Abs. 3 Richtlinie (EU) 2019/882 sind die Integrierte 

Leitstellen in Rheinland-Pfalz so auszustatten, dass sichergestellt ist, dass bis spätes-

tens zum 28. Juni 2027 die Beantwortung von Notrufen mittels synchronisierter Spra-

che und Text (einschließlich Text in Echtzeit) oder - sofern Video bereitgestellt wird - 

durch Sprache, Text (einschließlich Text in Echtzeit) und Video, die als Gesamtge-

sprächsdienst synchronisiert werden, erfolgt. 

Der Einsatz telemedizinischer Unterstützungsleistungen wird in Zukunft in der präkli-

nischen Notfallversorgung eine wertvolle Ergänzung darstellen. Gemäß § 2 a des Not-

fallsanitätergesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348), zuletzt geändert durch Arti-

kel 7c des Gesetzes vom 19. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 197) dürfen Notfallsanitäte-

rinnen und Notfallsanitäter in bestimmten notfallmedizinischen Situationen eigenver-

antwortlich heilkundliche Maßnahmen durchführen, bis eine ärztliche, auch teleärztli-

che, Versorgung beginnt. Durch die Echtzeit-Kommunikation und Vitaldatenübertra-

gung an die Telenotarztzentrale ist eine unmittelbare Unterstützung des behandelnden 

ärztlichen oder nichtärztlichen Personals bei der Untersuchung, Überwachung und Be-

handlung des Patienten durch die Telenotärztin oder den Telenotarzt möglich, die wie-

derum Zugriff auf zusätzliches Expertenwissen haben. Nach Abschluss der erfolgrei-

chen Pilotphase des Telenotarztes in Rheinland-Pfalz sind zur flächendeckenden Ein-

führung auch entsprechende Anpassungen im Rettungsdienstgesetz erforderlich. 
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Diese betreffen unter anderem die Planung, die Leistungsübertragung und die Finan-

zierung.   

Die zuständigen Behörden haben den Wunsch geäußert, zur Sicherstellung der ret-

tungsdienstlichen Versorgung in bestimmten Ausnahmesituationen von der im Jahre 

2020 neu eingeführten Regelung zur Besetzung der Fahrerin beziehungsweise des 

Fahrers des Notarzt-Einsatzfahrzeuges abweichen zu können. Mit der vorliegenden 

Änderung wird diesem Wunsch entsprochen. 

Das Land kommt durch die Änderung des Rettungsdienstgesetzes einer zwingenden 

europarechtlichen Verpflichtung nach, durch deren Umsetzung dem Land zusätzliche 

Kosten entstehen. Diese können allerdings zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschlie-

ßend beziffert werden. Für die Ausgestaltung der Notrufkommunikation verlangt die 

Richtlinie konkret die Gewährleistung, dass die Notrufkommunikation über Sprache, 

synchronisiert ist und sofern Video bereitgestellt wird, auch als Gesamtgesprächs-

dienst synchronisiert ist und von den Anbietern elektronischer Kommunikationsdienste 

an die am besten geeignete Notrufabfragestelle übermittelt wird. Gleiches gilt für die 

Beantwortung von an die einheitliche europäische Notrufnummer 112 gerichteten Not-

rufe, bei denen ausdrücklich auf die Verwendung derselben Kommunikationsmittel und 

deren Synchronisation verwiesen wird.  

Die Bundesnetzagentur hat mittlerweile das Beteiligungsverfahren für den Entwurf ei-

ner technischen Richtlinie zur Realisierung der EU-Anforderungen gestartet. Eine va-

lide Kostenschätzung ist aber auf Grundlage des vorliegenden Entwurfs zur Techni-

sche Richtlinie Notrufverbindungen nach wie vor nicht möglich.  

Im Bundesratsantrag der Länder Sachsen und Hessen vom 18. Mai 2022 (Bundes-

ratsdrucksache 149/2/22 zur Verordnung zum Barrierefreiheitsstärkungsgesetz vom 

15. Juni 2022 – BGBl. I S. 982 – tritt am 28. Juni 2025 in Kraft) wird in der Begründung 

Folgendes zu den zu erwartenden Kosten ausgeführt: „Durch die notwendigen Sys-

temanpassungen beziehungsweise die notwendigen Neubeschaffungen von Syste-

men in den Leitstellen zur Entgegennahme des Total Conversation Dienstes entstehen 

erhebliche zusätzliche Aufwendungen bei den Trägern der Leitstellen. Diese gehen 

voraussichtlich über die Einführung des eCalls im Jahr 2017 weit hinaus. Bei konser-

vativ geschätzten durchschnittlich 350 000 EUR pro Leitstelle werden für die derzeit 

über 340 Leitstellen bundesweit circa 120 Millionen EUR notwendig sein.“  
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Einerseits basierend auf Erfahrungswerten, andererseits angelehnt an die in der Bun-

desratsdrucksache 149/2/22 nicht näher erläuterten „konservativ geschätzten durch-

schnittlich 350 000 EUR pro Leitstelle“, lassen sich folgende Kostenbereiche für Inves-

tition und Betrieb im Kontext in folgenden Bandbreiten schätzen. Diese Schätzung ist 

allerdings mit erheblichen Unsicherheiten verbunden. 

Niedriger Kostenbereich: Ertüchtigung lediglich der zentralen Zuführung der Notrufe 

110 und 112 der sieben Integrierten Leitstellen sowie fünf polizeilichen Führungszent-

ralen inklusive Redundanzebene 1 000 000 EUR Investitionskosten, 200 000 EUR Be-

triebskosten jährlich. 

Hoher Kostenbereich: Ertüchtigung der sieben Integrierten Leitstellen sowie fünf poli-

zeilichen Führungszentralen 4 200 000 EUR Investitionskosten, 840 000 EUR Be-

triebskosten jährlich. 

Die Kostentragungspflicht des Landes ergibt sich aus § 11 Abs. 1 Satz 1 des Rettungs-

dienstgesetzes (RettDG) in der Fassung vom 22. April 1991 (GVBl. S. 2017), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Februar 2020 (GVBl. S. 33),  

BS 2128-1 wonach das Land die Kosten für die technische Einrichtung der Leitstellen 

und deren Unterhaltung trägt. Für die Kommunen entstehen keine zusätzlichen Kos-

ten.   

Durch die Einführung des Telenotarztes in das Rettungsdienstgesetz entstehen dem 

Land durch das Telenotarztsystem keine zusätzlichen Kosten. 

Im Beteiligungsverfahren haben die Verbände und Organisationen der beabsichtigten 

Änderung des Rettungsdienstgesetzes im Grundsatz zugestimmt. Soweit wie möglich 

wurde den Anregungen Rechnung getragen und der Gesetzentwurf angepasst.  

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände hat sich zur Ausnahmere-

gelung des § 22 Abs. 4 Satz 2, wonach in begründeten und dokumentierten Ausnah-

mefällen zur Sicherstellung der rettungsdienstlichen Versorgung auch Rettungssani-

täterinnen und Rettungssanitäter als Fahrerin bzw. Fahrer von Notarzt-Einsatzfahrzeu-

gen zugelassen werden dürfen, die mindestens über 2 000 Stunden Einsatzerfahrung 

in der Notfallrettung verfügen, kritisch geäußert. Man befürchte durch das Herabsetzen 

der Qualifikationsanforderung einen Qualitätsverlust im Rettungsdienst. Diese Auffas-

sung wird nicht geteilt, da es sich hier um eine Ausnahmeregelung zur Sicherstellung 

der rettungsdienstlichen Versorgung handelt. Die Regelung ist dringend notwendig, 

um den örtlich zuständigen Rettungsdienstbehörden rechtssicheres Handeln in Aus-

nahmesituationen zur Sicherstellung der Besetzung von Fahrzeugen der Notfallrettung 
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zu ermöglichen. In diesen Ausnahmesituationen kann der bzw. die als Fahrer bzw. 

Fahrerin des Notarzt-Einsatzfahrzeuges vorgesehene Notfallsanitäter bzw. die Not-

fallsanitäterin als Teamleiter bzw. Teamleiterin auf dem Rettungswagen eingesetzt 

werden. In diesen Fällen wird die rettungsdienstliche Versorgungsqualität dadurch auf-

rechterhalten, dass die Vorhaltung des Rettungswagens mit der Besatzung des hoch 

qualifizierten Notfallsanitäters bzw. der Notfallsanitäterin auch in Ausnahmesituationen 

sichergestellt wird. Gleichzeitig bleibt das notärztliche Kompetenzniveau des Notarzt-

Einsatzfahrzeuges durch das eingesetzte notärztliche Personal sichergestellt. Zudem 

ist im Standardfall bei der Versorgung der Notfallpatientinnen und Notfallpatienten 

durch ein Notarzt-Einsatzfahrzeug stets auch ein Rettungswagen mit Notfallsanitäterin 

oder Notfallsanitäter vor Ort. Die Ausnahmeregelung wurde auch auf ausdrücklichen 

Wunsch der sieben Kreisverwaltungen in der Funktion der örtlich zuständigen Ret-

tungsdienstbehörden in den Gesetzentwurf aufgenommen.  

Das Deutsche Rote Kreuz Landesverband Rheinland-Pfalz e.V. hat in seiner Stellung-

nahme die Aufnahme der Ausnahmeregelung in das Gesetz ausdrücklich begrüßt.  

Die Verbände der Gesetzlichen Krankenversicherung und der Verband der Privaten 

Krankenversicherung begrüßen ebenfalls ausdrücklich die Ausnahmeregelung. Sie 

hielten es für sinnvoll, in Ausnahmefällen Personen mit Rettungssanitäterausbildung 

und ausreichender Berufserfahrung als Fahrerin bzw. Fahrer von Notarzt-Einsatzfahr-

zeugen zuzulassen. Die Maßnahme ermögliche, flexibel auf Personenmangel zu rea-

gieren und die rettungsdienstliche Versorgung sicherzustellen.  

Die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat zur Regelung in § 22 Abs. 4 

einen Alternativvorschlag unterbreitet. Sie empfiehlt statt dem Einsatz vom Rettungs-

sanitäterinnen und Rettungssanitäter den Einsatz von Rettungsassistentinnen und 

Rettungsassistenten in den Ausnahmefällen. Dabei unterstellt sie, dass Personen mit 

der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung Rettungsassistent bzw. Rettungs-

assistentin besser ausgebildet seien und über mehr Einsatzerfahrung in der Notfallret-

tung verfügten. Hinsichtlich der Einsatzmöglichkeit von als Rettungssanitäter bzw. als 

Rettungssanitäterinnen qualifizierte Personen auf dem Notarzt-Einsatzfahrzeug wird 

diese Auffassung nicht geteilt. Mit Wirkung zum 31. Dezember 2014 ist das Rettungs-

assistentengesetz außer Kraft getreten. Auch wenn das Führen der Berufsbezeich-

nung Rettungsassistent bzw. Rettungsassistentin weiterhin im Notfallsanitätergesetz 

vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348), zuletzt geändert durch Artikel 7c des Gesetzes 

vom 19. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 197) geregelt ist, muss beachtet werden, dass seit 
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zehn Jahren keine neuen Rettungsassistenten und Rettungsassistentinnen in das Be-

rufsleben eintreten. Fast alle damaligen Rettungsassistenten und Rettungsassistentin-

nen haben im Laufe der durch das Notfallsanitätergesetz eröffneten Möglichkeit der 

Ergänzungsprüfung oder Vollprüfung das Qualifikationsniveau des Notfallsanitäters 

bzw. der Notfallsanitäterin wahrgenommen. Eine Abfrage des Ministeriums des Innern 

und für Sport vom September 2023 bei allen Verbänden der Leistungserbringer im 

Rettungsdienst Rheinland-Pfalz hat ergeben, dass alleine beim größten Leistungser-

bringer, dem DRK, etwa 1 800 Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten an 

der Ergänzungsprüfung zur Notfallsanitäterin, bzw. zum Notfallsanitäter teilgenommen 

haben. Zum damaligen Zeitpunkt waren landesweit nur noch ca. 120 Personen einge-

setzt, die sich nicht zum Notfallsanitäter bzw. zur Notfallsanitäterin qualifiziert hätten. 

20 Personen aus dieser Gruppe stünden außerdem kurz vor dem Renteneintritt und 

über ein Drittel sei über 60 Jahre alt. Die anderen Leistungserbringer hatten angege-

ben, dass zusammengefasst weniger als 20 nach RettAssG qualifizierte Personen 

nicht zum Notfallsanitäter bzw. zur Notfallsanitäterin qualifiziert gewesen wären. Der 

Anteil der ausschließlich als Rettungsassistent bzw. Rettungsassistentin qualifizierten 

Personen, die im mobilen Rettungsdienst eingesetzt werden ist demnach sehr gering. 

Der von ver.di vorgeschlagene Alternative zum ausschließlichen Einsatz von Ret-

tungsassistentinnen und Rettungsassistentin in den Ausnahmefällen konnte daher aus 

fachlichen und praktischen Erwägungen bereits aufgrund der mangelnden Verfügbar-

keit von Rettungsassistenten und Rettungsassistentinnen nicht gefolgt werden. Die in 

§ 22 Abs. 4 aufgenommene Ausnahmegenehmigung ermöglicht jedoch auch den Ein-

satz von Rettungsassistenten und Rettungsassistentinnen, da der Wortlaut der Rege-

lung mindestens die Qualifikationsstufe Rettungssanitäter bzw. Rettungssanitäterin 

vorsieht. 

Die Regelungen zur Einführung des Telenotarztsystems werden von den beteiligten 

Stellen begrüßt. Die kommunalen Spitzenverbände regen bezüglich der Finanzie-

rungsregelung des § 12 an, statt der Formulierung „Telenotarztzentrale“ die Formulie-

rung „Telenotarztzentralen“ aufzunehmen um Finanzierungsprobleme mit den Kosten-

trägern zu vermeiden. Diesem Vorschlag wird entsprochen.  

Die Krankenhausgesellschaft Rheinland-Pfalz e.V. begrüßt grundsätzlich die Einfüh-

rung des Telenotarztsystems. Sie hält jedoch die Regelungen zur Finanzierung der 

Telenotärztinnen und Telenotärzte für schwer umsetzbar. Man gehe davon aus, dass 

insbesondere die Finanzierungsvereinbarung zwischen dem Telenotarztstandort und 
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den Kostenträgern des Rettungsdienstes schwer realisierbar sei. Diese Auffassung 

wird nicht geteilt. Die durch die örtlich zuständigen Rettungsdienstbehörden beauftrag-

ten Telenotarztstandorte in Ludwigshafen am Rhein und Trier haben nach eigener 

Auskunft bereits entsprechende Finanzierungsvereinbarungen abgeschlossen. Diese 

Finanzierungsvereinbarungen seien ohne nennenswerte Probleme zustande gekom-

men. Einzig der Bereich der Ausbildungskosten der Telenotärztinnen und Telenotärzte 

sei bisher ausgeklammert. Dies lag aber nicht am mangelnden Verhandlungswillen der 

Kostenträger, sondern an der fehlenden gesetzlichen Grundlage. Diese Grundlage 

wird jedoch nun durch den vorliegenden Gesetzentwurf geschaffen.  

Die Verbände der Gesetzlichen Krankenversicherung und der Verband der Privaten 

Krankenversicherung begrüßen die Einführung des Telenotarztes in Rheinland-Pfalz. 

Hierbei weisen sie insbesondere auf die Vorteile des landesweit einheitlichen Teleno-

tarztsystems und damit der landesweit einheitlichen Versorgung hin. Das Telenotarzt-

system führe zu einer Schonung der wertvollen Ressource Notarzt. Die beträfe auch 

die Durchführung von arztbegleiteten Patientenverlegungen. Insbesondere die Rege-

lungen bezüglich der abzuschließenden Finanzierungsvereinbarungen zwischen den 

Kostenträgern des Rettungsdienstes und den Standorten der Telenotarztzentralen 

werden von den Krankenkassen ausdrücklich begrüßt. Die sei zielführend und ent-

spräche der gängigen Praxis.  

Die Landesärztekammer begrüßt die Einführung des Telenotarztes in Rheinland-Pfalz 

und bietet explizit die Mitwirkung bei der Ausgestaltung der Qualifikation an. Hierzu 

gab es bereits erste Gespräch mit der Landesärztekammer. Die aktuellen Telenotarzt-

kurse in Rheinland-Pfalz wurden von der Landesärztekammer zertifiziert. Eine 

darüberhinausgehende gesetzliche Regelung ist nicht erforderlich.  

Die Regelungen des § 7 Abs. 2 werden von den Verbänden der Gesetzlichen Kran-

kenversicherung und vom Verband der Privaten Krankenversicherung ausdrücklich 

begrüßt. Sie verweisen auf das damit verbundene Voranbringen der Barrierefreiheit. 

Das Deutsche Rote Kreuz Landesverband Rheinland-Pfalz e.V. führt aus, dass diese 

Regelung zur Ausführungen zur technischen Ausstattung von Leitstellen nachvollzieh-

bar und begründet seien und damit auch in Zukunft der Service und die Kompetenz in 

den Leitstellen weiterhin sichergestellt sei. 

Von einer Gesetzesfolgenabschätzung wurde aufgrund des Regelungsumfangs abge-

sehen. Der Gesetzentwurf hat keine besonderen Auswirkungen auf die spezifische 

Lebenssituation von Familien und Kindern, auf die spezifische Lebenssituation von 
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Männern und Frauen und auf die Bevölkerungs- und Altersentwicklung. Auswirkungen 

auf Verwaltungsaufwand und Arbeitsplätze in der mittelständischen Wirtschaft sind 

nicht zu erwarten. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Die rettungsdienstlichen Definitionen wurden um den Begriff des Notarztdienstes er-

weitert. Dabei wurde auch der Begriff des Telenotarztes erstmalig im Rettungsdienst-

gesetz erwähnt und eingeführt. Bei Telenotärztinnen und Telenotärzten handelt es sich 

um besonders erfahrene Notärztinnen und Notärzte, die über zusätzliche Qualifikati-

onsanforderungen verfügen müssen (Telenotarztqualifikation). 

Zu Buchstabe b 

Diese Regelung stellt klar, dass in bestimmten Fällen die Telenotärztin oder der Tele-

notarzt einen arztbegleiteten Patiententransport durchführen kann.   

Zu Buchstabe c 

Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 5 und 6. 

Zu Nummer 2 

Diese Regelung bestimmt, dass die zusätzlich notwendige Qualifikation der Telenot-

ärztin beziehungsweise des Telenotarztes (Telenotarztqualifikation) im Landesret-

tungsdienstplan festgelegt wird. 

Zu Nummer 3 
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Durch Artikel 4 Abs. 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 werden die Mitgliedstaaten u.a. 

dazu verpflichtet zu gewährleisten, dass die Beantwortung von Notrufen an die ein-

heitliche europäische Notfallrufnummer 112 „im Einklang mit den spezifischen Barrie-

refreiheitsanforderungen gemäß Anhang I Abschnitt V" erfolgt. Die Richtlinie (EU) 

2019/882 fordert insoweit, dass die Mitgliedstaaten „Funktionen, Vorgehensweisen, 

Strategien und Verfahren sowie Änderungen" im Hinblick auf die Beantwortung von 

Notrufen von Menschen mit Behinderungen vorsehen. Zu einer angemessenen Beant-

wortung dieser Notrufe zählt insbesondere auch die Beantwortung des Notrufs „unter 

Verwendung derselben Kommunikationsmittel wie für den Eingang des Notrufs".  

Auf der Grundlage des Artikels 31 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 sind die Inte-

grierte Leistellen in Rheinland-Pfalz so auszustatten, dass sichergestellt ist, dass bis 

spätestens zum 28. Juni 2027 die Beantwortung von Notrufen mittels synchronisierter 

Sprache und Text (einschließlich Text in Echtzeit) oder - sofern Video bereitgestellt 

wird - durch Sprache, Text (einschließlich Text in Echtzeit) und Video, die als Gesamt-

gesprächsdienst synchronisiert werden, erfolgt. 

§ 7 RettDG enthält die organisatorischen Bestimmungen für die Integrierten Leitstellen. 

Nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 RettDG hat die Integrierte Leitstelle die Aufgabe, die europaein-

heitlichen Notrufnummer 112 sowie sonstige nichtpolizeiliche Notrufe entgegenzuneh-

men. Durch die Regelung, dass die Integrierten Leitstellen bis zum 28. Juni 2027 so 

auszustatten sind, dass sichergestellt ist, dass an die einheitliche europäische Notruf-

nummer 112 gerichtete Notrufe von den Integrierten Leitstellen unter Verwendung der-

selben Kommunikationsmittel wie für den Eingang des Notrufs beantwortet werden, 

kommt das Land Rheinland-Pfalz den Vorgaben der europäischen Richtlinie nach. 

Hierzu bieten die Integrierten Leitstellen als Kommunikationsmittel synchronisierte 

Sprache und Text einschließlich Text in Echtzeit im Sinne des Artikels 3 Nr. 14 der 

Richtlinie (EU) 2019/882 an. Bieten sie darüber hinaus Video als Kommunikationsmit-

tel an, muss ein Gesamtgesprächsdienst im Sinne des Artikels 2 Nr. 35 der Richtlinie 

(EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 

2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (Neufas-

sung) (ABI. EU L 321 S. 36) für die Beantwortung von Notrufen bereitgestellt werden. 

Zu Nummer 4 
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Durch die Änderung des § 12 Abs. 2 wurden die Betriebskosten des Rettungsdienstes 

um die Kosten des Telenotarztes ergänzt. Zu den Kosten für den Telenotarzt zählen 

die Kosten für das eingesetzte notärztliche Personal, die Kosten für dessen Aus- und 

Fortbildung, die Kosten der Telenotarztzentrale inklusive der Einrichtung sowie der 

Hard- und Software. Zu den allgemeinen Betriebskosten zählen auch die Kosten für 

die erforderliche Ausstattung der Fahrzeuge zur Teilnahme am Telenotarztsystem. 

Zu Nummer 5   

Durch die Ergänzung des § 13 Abs. 1 wurden die Schiedsstellenregelungen um eine 

Schiedsstellenregelung für die telenotärztlichen Finanzierungsvereinbarungen er-

gänzt.  

Zu Nummer 6 

In § 23 Abs. 4 wurden die Qualifikationsanforderungen an das als Fahrerin oder als 

Fahrer eines Notarzt-Einsatzfahrzeuges eingesetzten Personals für bestimmte Aus-

nahmesituationen geändert. So können die zuständigen Behörden abweichend von 

der bisherigen Regelung in begründeten und dokumentierten Fällen zur Sicherstellung 

der rettungsdienstlichen Versorgung auch Personen zulassen, die mindestens über 

eine Ausbildung zur Rettungssanitäterin beziehungsweise zum Rettungssanitäter ver-

fügen und eine 2 000 Stunden umfassende Tätigkeit im Notfalltransport nachgewiesen 

haben. Die Regelung führt nicht zu einem unmittelbaren Herabsenken der Qualifikati-

onsanforderung an das als Fahrerin oder Fahrer des Notarzteinsatzfahrzeuges einge-

setzten Personals. Die zuständige Behörde muss nachweisen und dokumentieren, 

dass auf Grund einer schwierigen Personalsituation die Sicherstellung der rettungs-

dienstlichen Versorgung gefährdet ist. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn auf 

Grund der Personalsituation Fahrzeuge des Notfalltransportes nicht mit dem nach  

§ 22 Abs. 3 Nr. 1 erforderlichen Personal besetzt werden können. 

Zu Nummer 7 

In § 23 Abs. 7 und 8 finden sich die notwendigen Zuständigkeitsregelungen für die 

Planung, Übertragung und Finanzierung der Telenotarztstandorte. Nach § 23 Abs. 7 
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liegt die Zuständigkeit für die Versorgungsplanung und Festlegung der Telenotarzt-

standorte bei dem für das Rettungswesen zuständigen Ministerium. Dies liegt vor al-

lem am bereichsübergreifenden Einsatz der Telenotarztzentralen. Diese sind nicht nur 

für ihren lokalen Rettungsbereich zuständig, sondern können bedarfsabhängig landes-

weit zum Einsatz kommen. Insoweit ist hier eine landesweite Planung durch die 

oberste Rettungsdienstbehörde sachgerecht. Die örtlich für den jeweiligen Standort 

der Telenotarztzentrale zuständige Behörde für den Rettungsdienst überträgt auf der 

Basis dieser Planung im Einvernehmen mit den Kostenträgern des Rettungsdienstes 

den geeigneten Einrichtungen die Durchführung des Telenotarztdienstes.  

§ 23 Abs. 8 regelt, dass in einer gesonderten Vereinbarung zwischen der mit der 

Durchführung des Telenotarztdienstes beauftragten Einrichtung und den Verbänden 

der Kostenträger die Höhe der durch die telenotärztliche Versorgung entstehenden 

angemessenen und bedarfsgerechten Kosten, die durch die Kostenträger zu ersetzen 

sind, festgelegt wird. Durch die Regelung, dass § 12 entsprechende Anwendung fin-

det, wird auch die Anwendung der Schiedsstellenregelung des § 13 eröffnet. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten. 


